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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 10.06.2021
MARC BUHLMANN

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Institutions et droits populaires
Mandat parlementaire

Interessanterweise entbrannte in der Sommersession 2021im Nationalrat eine vor allem
in italienischer und franzésischer Sprache gefliihrte Eintretensdebatte zur Revision der
Parlamentsverwaltungsverordnung, die von der SPK-NR auf der Basis einer
parlamentarischen Initiative von Marco Chiesa (svp, Tl) ausgearbeitet worden war. Neu
sollen im Internet neben den Kurz-CV der Parlamentsmitglieder allfallige zusatzliche
Staatsangehorigkeiten aufgelistet werden. Von den 14 Eintretensvoten wurden sechs in
italienischer und drei in franzdsischer Sprache gefuhrt. Dabei wurde auf der einen Seite
darum gestritten, ob der Vorschlag in der Tat mehr Transparenz bringe oder aber eher
Diskriminierung bedeute. Eine links-grine Kommissionsminderheit hatte den Antrag
auf Nichteintreten gestellt, weil es hier - anders als bei Interessenbindungen - keine
direkte Verbindung zwischen Staatsangehorigkeit und Politik gebe. Greta Gysin (gp, TI)
beflrchtete gar, dass die Anderung zwei Kategorien von Birgerinnen und Biirgern
schaffe, weil man insgeheim beflirchte, dass eine doppelte Staatsbirgerschaft zu einem
Loyalitatskonflikt fihre - so habe es etwa im Kanton Zug, aber auch schon in diesem
Rat, Forderungen gegeben, Birgerinnen und Birger mit Doppelblrgerschaft von der
Politik auszuschliessen («escludere i cittadini con la doppia cittadinanza dalla
politica»). Auf der anderen Seite forderte eine weitere Kommissionsminderheit, dass
die Forderung auch auf die Mitglieder des Bundesrats ausgeweitet werde. Diese starke,
nur aufgrund des ablehnenden Votums des Kommissionsprasidenten zustande
gekommene, von Damien Cottier (fdp, NE) angeflihrte Minderheit machte geltend, dass
Transparenz nicht nur in der Legislative, sondern auch in der Exekutive von Interesse
sei.

Eintreten wurde in der Folge mit 102 zu 62 Stimmen (1 Enthaltung) beschlossen.
Lediglich die geschlossenen Fraktionen von GP und SP wollten nicht auf die Vorlage
eintreten. Mit 96 zu 79 Stimmen (1 Enthaltung) wurde der Vorschlag der Minderheit
Cottier angenommen. Die geschlossene Opposition der Fraktionen von GP und SP
wurde erfolglos von einer Mehrheit der Mitte-Fraktion unterstitzt. Eine breite Mehrheit
von 1756 zu 4 Stimmen hiess sodann einen schriftlichen Antrag des Buro-NR gut, nicht
mehr die Postadresse, sondern nur noch die elektronische Adresse der Ratsmitglieder
zu veroffentlichen. Die Kommunikation erfolge heute vorwiegend auf elektronischem
Weg, wohingegen die Veroffentlichung der Postadresse ein zunehmendes
Sicherheitsrisiko darstelle und die Privatsphare der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier bedrohe. In der Gesamtabstimmung zeigte sich schliesslich noch einmal
die Opposition von Links-Griin: Mit 1156 zu 64 Stimmen (1 Enthaltung) wurde der
Vorschlag an den Standerat zur Beratung weitergereicht. '

1) AB NR, 20218. 1244 ff.; BBI, 2020 9419 f.; CdT, 11.6.21
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